
Kita-Finanzierung: Regierung will 
Volksinitiative den Vortritt lassen
Subvention Die Vernehm-
lassungsfrist betreffend Kita-
Finanzierung ist abgelaufen. 
«Das Echo war gross», sagt 
Gesellschaftsminister Mauro 
Pedrazzini, jetzt werden die 
Antworten ausgewertet. 

VON DORIS QUADERER

Ob die Regierungsvorlage jedoch 
überhaupt einmal in der Form in den 
Landtag kommen wird, ist fraglich. 
Denn Mauro Pedrazzini will vorerst 

die Gesetzesvorlage nicht weiter vor-
antreiben, sondern zunächst der 
Volksinitiative der Wirtschaftskam-
mer den Vortritt lassen. Die Wirt-
schaftskammer strebt auf diesem 
Weg ebenfalls eine Reform der Kita-
Finanzierung an. Sowohl bei der Vor-
lage der Regierung als auch beim 
Vorschlag der Wirtschaftskammer 
soll zur Finanzierung die Familien-
ausgleichskasse (FAK) angezapft wer-
den, welche fast ausschliesslich 
durch Arbeitgeberbeiträge gespeist 
wird. Im Gegensatz zum Regierungs-
vorschlag beinhaltet die Initiative 
der Wirtschaftskammer zusätzlich 

eine Neuregelung des Krankentaggel-
des bei Mutterschaft. Im kommenden 
Landtag soll die Initiative zur Unter-
schriftensammlung freigegeben wer-
den. Für die Regierung ist die Initiati-
ve ein guter Gradmesser, ob ihre Vor-
lage überhaupt eine Chance hätte. Im 
Falle einer Annahme, würde diese ei-
nen Teil der Regierungsvorschläge 
bereits abdecken – würde sie abge-
lehnt, dürfte auch die Regierungsvor-
lage einen schweren Stand haben. 

Keine grossen Sprünge

Aber auch durch die Vernehmlas-
sung konnte der Minister ein Gefühl 

dafür entwickeln, wo der Schuh 
noch drückt: Es sei mehrfach der 
Wunsch geäussert worden, auch an-
dere Betreuungsformen stärker zu 
unterstützen. Ohne zusätzliche Mit-
tel seitens des Staates werde es je-
doch schwierig, den Kreis der Sub-
ventionierten auszuweiten, erklärte 
der Minister und dämpfte gleich die 
Hoffnung: «Unser Staatshaushalt er-
laubt uns betreffend neuer Lösungen 
keine riesigen Sprünge.» Aber es 
werde eine Denkaufgabe, die vorge-
brachten Argumente abzuwägen und 
zumindest Lösungen zu skizzieren, 
so Pedrazzini. Interview Seite 7



Gesellschaftsminister Pedrazzini: 
«Eine Mutter heute hat es schwer»
Kontroverse Die Vorschlä-
ge der Regierung zur Kita-
Finanzierung scheiden die 
Geister. Ungewöhnlich viele 
haben die Vernehmlassung 
genutzt und eine Stellung-
nahme eingereicht. Nun ist 
die Frist abgelaufen. Gesell-
schaftsminister Pedrazzini 
zieht eine erste Bilanz.

VON DORIS QUADERER

«Volksblatt»: Herr Minister, die Ver-
nehmlassungsfrist zur Vorlage über 
die Neugestaltung der Subventionie-
rung der ausserhäuslichen Kinder-
betreuung ist abgelaufen. Gab es vie-
le Stellungnahmen?
Mauro Pedrazzini: Ja, das Echo war 
gross. Soweit ich es schon überbli-
cken kann, haben sich alle relevan-
ten Institutionen und Organisatio-
nen geäussert, zudem auch einige 
Privatpersonen.

Was ist der Tenor der Stellungnah-
men?
Genauso wie die öffentliche Diskus-
sion verläuft, sind auch die Stellung-
nahmen sehr kontrovers. Allerdings 
haben sich vor allem diejenigen zu 
Wort gemeldet, welche grundsätz-
lich eine Subventionierung befür-
worten. Es gibt im Gegensatz zu ei-
nigen öffentlichen Äusserungen kei-
ne Stellungnahmen, welche der Re-
gierung raten, ganz auf eine Subven-
tionierung zu verzichten. Zahlreich 
sind die Forderungen nach generel-
ler Subventionierung oder stärkerer 
Subventionierung von anderen Be-
treuungsformen.

Also Tagesmütter und Spielgruppen?
Ja, diese Forderungen sind sehr pro-
minent, aber es kommt auch immer 
wieder die Forderung nach finan-
zieller Unterstützung derjenigen 
Frauen, welche zugunsten der Kin-
dererziehung keiner Erwerbstätig-
keit nachgehen. 

Sind denn diese Forderungen Ih-
res Erachtens erfüllbar?
Ohne zusätzliche Mittel seitens des 
Staates wird es schwierig mit der 
Ausweitung des Kreises der Subven-
tionierten. Aber es ist eine Denkauf-
gabe, die vorgebrachten Argumente 
abzuwägen und zumindest Lösun-
gen zu skizzieren. 

Die Diskussion um die Familienpo-
litik verläuft seit vielen Jahren 

sehr emotional. Sehen Sie einen 
Weg, eine sachlichere Debatte zu 
führen?
Die Familienpolitik ist immer mit ei-
nem bestimmten Bild der Gesell-
schaft verbunden. Teilweise werden 
Zustände der näheren Vergangenheit 
idealisiert und es werden die tatsäch-
lichen Entwick-
lungen überse-
hen. Jedenfalls hat 
es eine Mutter 
heute schwer. Was 
sie auch macht, es 
ist nicht recht: 
Geht sie keiner Er-
werbstätigkeit nach, dann wird ihr 
vorgeworfen, dass der Staat viel Geld 
in ihre Ausbildung gesteckt habe. Ist 
sie erwerbstätig und gibt ihre Kinder 
in fremde Hände, dann wird ihr vor-
gehalten, dass die Kinder dadurch 
Schaden nehmen könnten. Am 
Schluss haben viele Mütter das Ge-
fühl, dass sie irgendetwas falsch ma-
chen und dass wildfremde Personen 
versuchen, sich in ihr Leben einzu-
mischen. So kann eine vernünftige 
Diskussion nur schwer stattfinden. 

Worin liegt den Ihres Erachtens 
die Lösung?
Eine Lösung zu finden, die für alle 
passt, wird sehr schwierig werden. 
Zuerst aber müssen die gegenseiti-
gen Vorwürfe aufhören, welche die 

verschiedenen Familienmodelle ge-
geneinander ausspielen. Die Vor-
würfe bringen schon deshalb nichts, 
weil die verschiedenen Modelle in 
ihrer reinsten Form immer seltener 
werden. Jede Familie ist anders und 
so ist auch die Kinderbetreuung sehr 
verschieden organisiert. Dann muss 

ganz rational 
überlegt werden, 
was eine realisti-
sche Erwartung 
an den Staat sein 
kann und welche 
Aufgabe der Staat 
wahrnehmen soll. 

Da gehen die Meinungen weit aus-
einander und für diese Grundsatz-
frage muss dann auf demokrati-
schem Weg eine Entscheidung ge-
funden werden.

Immer wieder wird von einer ge-
rechten Unterstützung derjenigen 
Mütter gesprochen, welche sich 
ganz der Familie widmen. Sehen 
Sie hier Lösungen?
Das Familienmodell, in dem sich die 
Frau ausschliesslich auf die Kinder 
und den Haushalt konzentriert, war 
über einige Jahrzehnte vorherr-
schend in unserem Land und wird 
auch heute noch in vielen Familien 
gelebt. Es ist, wie wir herausgefun-
den haben, jedoch rückläufig und 
das aus zwei Gründen: Erstens wol-

len viele junge Frauen im Beruf blei-
ben, meist in Teilzeit, und zweitens 
braucht es in vielen Familien zwei 
Einkommen, um den gewünschten 
Lebensstandard zu halten. Ziel der 
Politik sollte unseres Erachtens sein, 
den Familien das gewünschte Mo-
dell zu ermöglichen. Unser Staats-
haushalt erlaubt uns betreffend neu-
er Lösungen keine riesigen Sprünge. 
Wir verarbeiten wie gesagt zur Zeit 
die eingegangenen Stellungnahmen 
zu unserer Vorlage und verfolgen 
auch gespannt die Diskussionen und 
die Landtagsdebatte im Zusammen-
hang mit der Initiative der Wirt-
schaftskammer.

Die Wirtschaftskammer zielt mit 
ihrer Initiative zumindest betref-
fend der Kita-Finanzierung in die-
selbe Richtung wie der Regierungs-
vorschlag. Wie wird es mit der Re-
gierungsvorlage nun weitergehen?
Wir werten derzeit die Vernehmlas-
sung aus und machen uns hier ein 
Bild. Nun ist aber die Initiative der 
Wirtschaftskammer «an der Reihe». 
Sie ist der Regierungsvorlage sehr 
ähnlich. Wir verfolgen hier den für 
Volksinitiativen vorgesehenen Pro-
zess und wir werden in dieser Ange-
legenheit nicht vorpreschen. Es 
kann nicht sein, dass sich der Land-
tag mit zwei Vorlagen zum selben 
Thema befasst.

Mauro Pedrazzini: «Eine Lösung zu fi nden, die allen passt, wird schwierig werden.» (Foto: M. Zanghellini)

«Jede Familie ist anders und 
so ist auch die 

Kinderbetreuung sehr 
verschieden organisiert.»
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